STADT SCHWABACH

BESCHLUSSVORLAGE |
- 6ffentlich - A.41/167/2017
Die Goldschlagerstadt.
Sachvortragende/r Amt / Geschaftszeichen
Stadtbaurat Ricus Kerckhoff Amt flr Stadtplanung und Bauordnung

| Sachbearbeiter/in:  Claudia Wopke

Bebauungsplan S-20-67 "Theodor-Heuss-StraRe/ LindenstraRe", 3.Anderung und
Erweiterung

-Behandlung der vorgebrachten Anregungen aus der 6ffentlichen Auslegung in
Verbindung mit der Beteiligung der Trager Offentlicher Belange
-Satzungsbeschluss

Anlagen:

1. Planblatt

2. Satzungstext

3. Begrundung mit Anlage )

4. Abwagungstabelle Behdrden- und Offentlichkeitsbeteiligung
Beratungsfolge Termin Status Beschlussart
Planungs- und Bauausschuss 14.02.2017 | nicht o6ffentlich | Beschlussvorschlag
Stadtrat 24.02.2017 offentlich Beschluss

Beschlussvorschlag:

1.

Die Abwagung der vorgebrachten Anregungen aus der dffentlichen Auslegung in
Verbindung mit der Beteiligung der Offentlichkeit, der Behorden und sonstigen Trager
offentlicher Belange wird entsprechend den Vorschlagen der Verwaltung
beschlossen.

Der Bebauungsplan mit integriertem Griinordnungsplan S-20-67 ,Theodor-Heuss-
StraRe/ LindenstralRe“ 3.Anderung und Erweiterung, bestehend aus dem Planblatt mit
textlichen Festsetzungen vom 05.10.2016 und der Satzung vom 05.10.2016, erganzt
am 02.02.2017 wird unter Hinweis auf die Begriindung vom 05.10.2016, ergénzt am
02.02.2017, gem. 810 BauGB als Satzung beschlossen.

Finanzielle Auswirkungen |Ja [ X | Nein

Kosten It. Beschlussvorschlag

Gesamtkosten der MalRnahme

davon fir die Stadt

Haushaltsmittel vorhanden?

Folgekosten?
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I. Zusammenfassung

Durch den vorliegenden Bebauungsplan soll fiir ein bestehendes, locker bebautes
Wohngebiet eine geordnete Nachverdichtung ermdglicht werden.

Im Oktober 2016 wurde die Veranderungssperre um ein Jahr verlangert.

Nach erfolgter 6ffentlicher Auslegung und Beteiligung der Trager offentlicher Belange sollen
in der heutigen Sitzung die Stellungnahmen abgewogen und der Satzungsbeschluss gefasst
werden.

ll. Sachvortrag*

Bisheriges Verfahren

Der Aufstellungsbeschluss und eine Veranderungssperre wurden im Stadtrat am 26.09.2014
beschlossen.

Die friihzeitige Offentlichkeitsbeteiligung fand mit dem Vorentwurf ,vier griine Héfe* im Marz/
April 2016 statt. Dieser Vorentwurf einschlie3lich der Abwagung der Stellungnahmen fand im
Planungs- und Bauausschuss am 19.07.2016 keine Billigung.

Daraufhin wurden im Stadtrat am 28.10.2016 Mdglichkeiten der Weiterbearbeitung und
deren Konsequenzen aufgezeigt und ein neuer Bebauungsplanentwurf mit gednderten
Festsetzungen gebilligt.

Mit diesem Entwurf wurde die 6ffentliche Auslegung in der Zeit vom 21.11. bis einschlief3lich
21.12.2016 durchgefihrt.

Ergebnis der Behdrden- und Offentlichkeitsbeteiligung

Die eingegangenen Stellungnahmen und deren Behandlung sind in der beiliegenden Tabelle
(Anlage 4) dargestellt.

Die Einwénde konzentrieren sich auf folgende Schwerpunkte:

¢ Von naturschutzfachlicher Seite wurde eingewandt, dass nahezu das gesamte Gebiet
bebaubar ist und die auf der Flache befindlichen Baume nicht mehr geschitzt waren. Da
entsprechend der BaumSchVO Baurecht als Grund fur eine Fallgenehmigung gilt,
sollten innerhalb der verdichteten Flache nichtliberbaubare Bereiche festgesetzt werden,
die von Bebauung freigehalten werden und /oder der umweltrelevante Baumbestand
sollte zum Erhalt festgesetzt werden.
=> Im vorliegenden B.-Plan wird ein grof3es Baufenster beibehalten und es werden keine
Einzelbdume zum Erhalt festgesetzt.
Um den Baum- und Grinbestand zu schitzen, wurde die GRZ von 0,4 auf 0,3
gegeniber dem Vorentwurf reduziert. Auch die Baulinie tréagt dazu bei, dass die
Nachverdichtungen vorzugsweise straRenorientiert erfolgen. Es werden griinordnerische
textl. Festsetzungen u.a. auch zur Pflanzung von Gro3bdaumen getroffen.

e Eine saP sollte im Vorfeld erstellt werden, auch wenn sie nur 5 Jahre gilt.
=> Dem wird nicht entsprochen, da bei vielen Grundstiicken in absehbarer Zeit keine
Baumal3nahmen geplant sind.
Im Bebauungsplan erfolgt dazu der entsprechende Hinweis, dass eine saP nicht
generell, sondern im Einzelfall im Rahmen der jeweiligen Bauma3nahme durchgefihrt
werden soll. Dieses Vorgehen wird mit der Stellungnahme der hoheren
Naturschutzbehorde vom 29.03.2016 bestatigt: ,Im Rahmen der Fallgenehmigung zur
Entfernung eines Baumes ist von der unteren Naturschutzbehdrde im Vorfeld zu prifen,
ob im jeweiligen Einzelfall hinsichtlich Fledermé&use und Vdgel eine spezielle
artenschutzrechtliche Prifung (saP) mit eventuell notwendigen AusgleichsmalRnahmen
zur Verhinderung von Verbotstatbestidnden des § 44 BNatSchG zu veranlassen ist.”
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Weiterhin wird von Birgern mehrfach eingewandt, dass Starkregenereignisse
Ruckstausituationen hervorrufen.

Dieses Problem ist bekannt, kann jedoch im Rahmen des Verfahrens nicht geldst
werden. Im Bebauungsplan ist als Hinweis vermerkt, dass bei Neubauvorhaben eine
Abstimmung mit dem Tiefbauamt erfolgen muss und ggf. RegenriickhaltemalRhahmen
erforderlich werden.

Die Einwendung von den Eigentiimern eines Grundstlicks richtet sich gegen die
Mindestwandhdhe von 5,50m im WAL und die strafl3enseitige Baulinie, um einen
Bungalow mittig auf dem Grundstiick zu positionieren.

=> Diese Festsetzungen werden unverandert beibehalten, da sie wesentliche
stadtebauliche Planungsziele darstellen.

Die Mindestwandhthe dient einer raumwirksame Bebauung und der Aktivierung von
Wohnraum. Die Nachverdichtung soll sich bei relativ geringer Flacheninanspruchnahme
(GRZ 0,3) in der Hohe entwickeln.

Die Zweigeschossigkeit war bereits im alten rechtskréaftigen Bebauungsplan festgesetzt.
Ein weiteres wichtiges Planungsziel ist eine Bauflucht entlang der Stral3e zu entwickeln.
Durch die Festsetzung einer Baulinie soll ein einheitliches Straf3enbild gesichert werden

und die Bebauung auf dem Grundstiick zur Stral3e hin orientiert werden. Da im
vorliegenden B.-Plan auf eine riickwartige Baugrenze verzichtet wurde, dient diese
Festsetzung auch dazu, den rickwartigen Baumbestand besser zu integrieren.

Im Ergebnis ergibt sich kein Anderungsbedarf des Bebauungsplan-Entwurfs.
Der Bebauungsplan kann daher geman 8§10 BauGB als Satzung beschlossen werden.

Veranderungssperre

Mit dem Eintritt der Rechtskraft des Bebauungsplanes endet die Veranderungssperre
automatisch.

Auswirkungen auf den rechtskraftigen Bebauungsplan S-20-67, 2.Anderung

Die 3.Anderung dieses Bebauungsplanes (iberlagert auf dem siidlichen Teilgebiet den
Geltungsbereich des rechtskraftigen Bebauungsplanes.

Bei Inkrafttreten des Bebauungsplanes S-20-67 ,Theodor-Heuss-StralRe/ Lindenstralle,
3.Anderung und Erweiterung gelten im Uberlappungsbereich die neuen Festsetzungen.

Weiteres Vorgehen

Der Bebauungsplan ist durch Amtsblattverdffentlichung zur Rechtskraft zu bringen. Da es
sich um einen Bebauungsplan der Innenentwicklung handelt, sind keine weiteren
MalRnahmen zu ergreifen.

Der Flachennutzungsplan muss auch nicht berichtigt werden.

lll. Kosten

Durch den Beschluss entstehen keine weiteren Kosten.

Seite 3 von 3



	Anlage
	Datum
	Ostatus
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung
	Sachverhalt

